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Die Abgeordneten zum Nationalrat Anschober, Freunde und Freundin­

nen haben am 10. März 1994 unter der Nr. 6244/J an meinen Amtsvor­
gänger eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 
Trinkwasserverseuchung in Österreich - Ausnahmeregelungen ge­

richtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wieviele Anträge auf Ausnahmeverordnungen wurden bislang in 
welchen Bundesländern von wievielen Wasserversorgungsunter­
nehmen gestellt? 

2. Bei den Anträgen müssen auch Wassermeßwerte dokumentiert 
werden? Welches (Ort und Höhe) waren die zehn höchsten 
angegebenen Meßwerte jeweils für Nitrate, Nitrite und Atrazin? 

3. Wieviele dieser Anträge wurden aufgegliedert auf die Bundes­
länder jeweilS von den Landesbehörden bislang genehmigt? 

4. Kontrolliert das Gesundheitministerium die erteilten Genehmi­
gungen auch hinsichtlich der Auflagen, die den Wasserversor­
gungsunternehmen erteilt werden? 

5. Entsprechen nach Informationen des Gesundheitsministeriums 
diese Auflagen den Intentionen der Ausnahmeverordnung? Wenn 
ja, wie wurde dies verifiziert? Wenn nein, welche konkreten 
Mängel konnten in welchen Detailfällen festgestellt werden?" 
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Diese Anfrage beantworte ich wie folgt~ 

Zu den Fragen 1 bis 5g 

Die Trinkwasser=Äusnahmeverordnung, BGBl.Nr. 384/1993 legt fest, 

daß der Landeshauptmann über Antrag des Trinkwasserversorgers die 

Anwendung des Grenzwertes gemäß § 2 Z 3 der Trinkwasser-Nitratver­

ordnung, BGBl.Nr. 557/1989, sowie der Grenzwerte gemäß § 2 Abso 1 
Z 2, 3 oder 4 der Trinkwasser-Pestizidverordnung, BGBl.Nr. 

448/1991, bescheidmäßig aussetzen kann, wenn er aufgrund von 
Meßergebnissen zu der Auffassung gelangt, daß diese Grenzwerte 
ohne Errichtung einer Trinkwasseraufbereitungsanlage nicht ein­

gehalten und die ortsübliche Trinkwasserversorgung nicht anders 

sichergestellt werden kanno 

Die Trinkwasser-Ausnahmeverordnung geht davon aus, daß nur von 

ortskundigen Organen beurteilt werden kann, wie die örtliche 
Trinkwasserversorgung sichergestellt werden kanno Zur Festlegung 

der Frist für die Aussetzung der Grenzwerte sind exakte Kenntnisse 

über die regionalen hydrogeologischen Verhältnisse erforderlich, 

welche Schlüsse auf die Erneuerung des Grundwassers und somit auf 

den zeitlichen Verlauf der Schadstoffverringerung zulassen. 

Eine zentrale Erfassung der von den Landeshauptmännern in Vollzie-, 
hung der Trinkwasser-Ausnahmeverordnung durchgeführten Verwal­

tungsverfahren existiert nicht. Aus diesem Grund können die ge­

wünschten Angaben nicht zur Verfügung gestellt werden. Das Bundes= 

ministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz kontrol= 

liert die von den Landeshauptmännern erlassenen Bescheide nur 
dann, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür' sprechen, daß Mängel in 
der Führung der Geschäfte der Verwaltung vorliegen. Solche Mängel 
sind dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumenten~ 

schutz im Zusammenhang mit der Vollziehung der gegenständlichen 

Verordnung nicht bekannt geworden. 

6165/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




